
SCHLUSSANTRÄGE VON HERRN MISCHO — RECHTSSACHE C-204/90 

SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS 
JEAN MISCHO 

vom 17. September 1991 * 

Herr Präsident, 
meine Herren Richter! 

1. Die Rechtssachen C-204/90 und 
C-300/90 haben beide die Vereinbarkeit der 
belgischen steuerrechtlichen Vorschriften 
mit dem Gemeinschaftsrecht zum Gegen­
stand, die im Bereich der Einkommensteuer 
die Abzugsfähigkeit bestimmter Versiche­
rungsbeiträge davon abhängig machen, daß 
diese Beiträge in Belgien entweder an belgi­
sche Unternehmen oder an die belgischen 
Niederlassungen ausländischer Unterneh­
men gezahlt werden. Aus diesem Grund be­
handele ich sie in gemeinsamen Schlußan­
trägen, obwohl sie nicht genau dieselben na­
tionalen Gesetzestexte betreffen, die im 
Laufe der Zeit geändert wurden, und ob­
wohl die Vorschriften des Gemeinschafts­
rechts, auf die sich das vorlegende Gericht 
und die Kommission beziehen, nur teilweise 
dieselben sind. 

2. Wie aus dem Vorlageurteil der belgi­
schen Cour de cassation in der Vorabent-
scheidungssache C-204/90, Bachmann/Bel­
gien, hervorgeht, hatte Artikel 54 des belgi­
schen Code des impôts sur les revenus 
(nachstehend: CIR) in seiner für den Aus­
gangsrechtsstreit maßgeblichen Fassung fol­
genden Wortlaut: 

„Vom Gesamtbetrag der Erwerbseinkünfte 
werden abgezogen: 

1. die Beiträge zur freiwilligen Kranken-
und Invaliditätsversicherung oder die Bei­
träge zu Zusatzversicherungen gegen die 
gleichen Risiken, die der Steuerpflichtige an 
einen von Belgien anerkannten Versiche­
rungsverein auf Gegenseitigkeit für sich 
oder für ihm gegenüber unterhaltsberech­
tigte Haushaltsangehörige gezahlt hat; 

2. die Beiträge zu Zusatzversicherungen für 
den Fall des Alters oder des vorzeitigen To­
des, die der Steuerpflichtige in Belgien ohne 
gesetzliche Verpflichtung zum Abschluß ei­
ner Renten- oder Kapitalversicherung auf 
den Lebens- oder Todesfall endgültig ge­
zahlt hat: 

a) über seinen Arbeitgeber durch Gehalts­
abzug, soweit diese Beiträge die Voraus­
setzungen des Artikels 45 Nr. 3 b für 
Arbeitgeberleistungen erfüllen; 

b) in Erfüllung eines von ihm individuell 
geschlossenen Lebensversicherungsver­
trags; 

cc 

Daneben bestimmt Artikel 45 der königli­
chen Durchführungsverordnung zum CIR: 

* Originalsprache: Französisch. 
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„Die Prämien, die der Steuerpflichtige ein­
malig oder in regelmäßigen Abständen zur 
Erfüllung von Lebensversicherungsverträgen 
zahlt, die er individuell geschlossen hat, 
werden ... nur dann vom Gesamtbetrag der 
Erwerbseinkünfte des Versicherungsnehmer 
abgezogen, wenn 

1. die Verträge mit belgischen Unterneh­
men oder belgischen Niederlassungen aus­
ländischer Unternehmen geschlossen sind ...; 

Außerdem heißt es in dem Vorlageurteil der 
Cour de cassation, die eine Feststellung der 
Cour d'appel Brüssel aufgreift, gegen deren 
Urteil Herr Bachmann Kassationsbe­
schwerde eingelegt hat, daß von Belgien 
„bis heute kein ausländischer Versiche­
rungsverein auf Gegenseitigkeit anerkannt 
worden ist". 

In Anwendung dieser Vorschriften wurde 
Herrn Bachmann, der die deutsche Staats­
angehörigkeit besitzt, für die Jahre 1973 bis 
1976 der Abzug der Beiträge verweigert, die 
er aufgrund der Verträge zur freiwilligen 
Kranken- und Invaliditätsversicherung so­
wie eines Lebensversicherungsvertrags be­
zahlt hatte, die er 1971 bei deutschen Versi­
cherungsgesellschaften abgeschlossen hatte, 
bevor er sich am 16. Mai 1972 in Belgien 
niederließ. Da Herr Bachmann vor der bel­
gischen Cour de cassation das Vorbringen, 
diese Weigerung sei mit dem Gemein­
schaftsrecht unvereinbar, aufrechterhielt, hat 
die Cour de cassation dem Gerichtshof fol­
gende Frage zur Vorabentscheidung vorge­
legt: 

Sind die Bestimmungen des belgischen Steu­
errechts, die im Bereich der Steuern auf das 
Einkommen die Abzugsfähigkeit von Beiträ­
gen zu Kranken- und Invaliditäts- oder 
Alters- und Todesfallversicherungen von der 

Voraussetzung abhängig machen, daß diese 
Beiträge „in Belgien" gezahlt werden, mit 
den Artikeln 48, 59, und zwar dessen Absatz 
1, 67 und 106 EWG-Vertrag vereinbar? 

3. Die Kommission hat ihre Vertragsverlet­
zungsklage (Rechtssache C-300/90) nur ge­
gen den Artikel 54 Nr. 2 Buchstaben a und 
b CIR sowie gegen die Artikel 45 und 
33sexies der königlichen Durchführungsver­
ordnung gerichtet. Artikel 33sexies be­
stimmte in seinem Absatz 1 : 

„Die Beiträge zu Zusatzversicherungen für 
den Fall des Alters und des vorzeitigen To­
des im Sinne der Artikel 45 Nr. 3 Buchstabe 
b und 54 Nr. 2 Buchstabe a des Code des 
impôts sur les revenus werden wie in diesen 
Vorschriften vorgesehen unter folgenden 
Bedingungen von den steuerpflichtigen Ein­
künften abgezogen: 

1. Die Beiträge müssen an eine Lebensversi­
cherungsgesellschaft oder eine Rentenkasse 
gezahlt werden, die ihren Firmensitz, ihre 
Hauptniederlassung, ihre Direktion oder ih­
ren Verwaltungssitz in Belgien hat, oder an 
eine belgische Niederlassung einer solchen 
Gesellschaft oder Kasse mit Firmensitz oder 
Hauptniederlassung im Ausland ..." 

Vom Steuerjahr 1990 an ist Artikel 54 Nr. 2 
Buchstaben a und b CIR durch die Artikel 
12 Absatz 2 Nr. 1 und 13 Absatz 1 Nr. 1 
des Gesetzes vom 7. Dezember 1988 (Moni­
teur belge vom 16. Dezember 1988) ersetzt 
worden, die unter dem Abschnitt 7 „Ver­
schiedene Abzüge" folgendes bestimmen: 

„12. Absatz 2. Als Werbungskosten gelten: 
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1. die Beiträge zu Zusatzversicherungen für 
den Fall des Alters und des vorzeitigen To­
des, die der Steuerpflichtige in Belgien ohne 
gesetzliche Verpflichtung zum Abschluß ei­
ner Renten- oder Kapitalversicherung auf 
den Lebens- oder Todesfall über seinen Ar­
beitgeber durch Gehaltsabzug endgültig ge­
zahlt hat...; 

13. Absatz 1. Vom Gesamtbetrag der Er­
werbseinkünfte werden abgezogen...: 

1. die Beiträge zu Zusatzversicherungen für 
den Fall des Alters und des vorzeitigen To­
des, die der Steuerpflichtige in Belgien ohne 
gesetzliche Verpflichtung zur Bestellung ei­
ner Renten- oder Kapitalversicherung auf 
den Lebens- oder Todesfall in Erfüllung ei­
nes individuell geschlossenen Lebensversi­
cherungsvertrags endgültig gezahlt hat; 

..." 

Sowohl aus Artikel 54 Nr. 2 Buchstaben a 
und b CIR als auch aus den Artikeln 12 Ab­
satz 2 Nr. 1 und 13 Absatz 1 Nr. 1 des Ge­
setzes vom 7. Dezember 1988 ergibt sich, 
daß die Beiträge zu Zusatzversicherungen 
für den Fall des Alters und des vorzeitigen 
Todes, damit sie von den zu versteuernden 
Einkünften des Steuerpflichtigen abgezogen 
werden können, „in Belgien ... endgültig ge­
zahlt" worden sein müssen und daß daher 
Beiträge, die an Versicherungsgesellschaften 
mit Sitz in einem anderen Mitgliedstaat ge­
zahlt worden sind, nicht abgezogen werden 
können. Dies gilt auch dann, wenn die Bei­
träge auf ein von der ausländischen Gesell­
schaft in Belgien eröffnetes Konto gezahlt 

worden sind, um sodann in den Mitglied­
staat des Gesellschaftssitzes transferiert zu 
werden. 

Die Kommission beantragt, festzustellen, 
daß eine solche Regelung gegen die Artikel 
48 und 59 EWG-Vertrag sowie 7 Absatz 2 
der Verordnung (EWG) Nr. 1612/68 des 
Rates vom 15. Oktober 1968 über die Frei­
zügigkeit der Arbeitnehmer innerhalb der 
Gemeinschaft (ABl. L 257, S. 2) verstößt. 
Bekanntlich ist die letztgenannte Bestim­
mung, wonach ein Arbeitnehmer, der 
Staatsangehöriger eines Mitgliedstaats ist, 
im Hoheitsgebiet der anderen Mitgliedstaa­
ten die gleichen steuerlichen Vergünstigun­
gen genießt wie die inländischen Arbeitneh­
mer, nur die Anwendung des Verbots der 
auf der Staatsangehörigkeit beruhenden un­
terschiedlichen Behandlung der Arbeitneh­
mer der Mitgliedstaaten, wie es in Artikel 
48 Absatz 2 EWG-Vertrag enthalten ist, auf 
das Steuerrecht. Dies ist durch das Urteil 
des Gerichtshofes vom 8. Mai 1990 in der 
Rechtssache C-175/88 (Biehl, Sig. 1990, 
I-1779, Randnr. 12) bestätigt worden, wo­
nach 

„der Grundsatz der Gleichbehandlung auf 
dem Gebiet der Entlohnung... seiner Wir­
kung beraubt [wäre], wenn er durch diskri­
minierende nationale Vorschriften über die 
Einkommensteuer beeinträchtigt werden 
könnte". 

Deshalb ist die streitige Vorschrift, wenn sie 
gegen Artikel 48 EWG-Vertrag verstößt, 
auch mit Artikel 7 Absatz 2 der Verordnung 
Nr. 1612/68 unvereinbar, und umgekehrt. 

Zum Verstoß gegen Artikel 48 EWG-
Vertrag 

4. Zunächst ist festzustellen, daß die fragli­
che Vorschrift für alle Personen gilt, die in 
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Belgien einkommensteuerpflichtig sind. Es 
handelt sich also nicht um eine unmittelbar 
auf der Staatsangehörigkeit beruhende Dis­
kriminierung. 

Im Urteil Biehl (a. a. O.), Randnr. 13, hat 
der Gerichtshof jedoch auch an seine stän­
dige, mit seinem Urteil vom 12. Februar 
1974 in der Rechtssache 152/73 (Sotgiu, 
Slg. 1974, 153, Randnr. 11) begonnene 
Rechtsprechung erinnert, wonach 

„die Vorschriften über die Gleichbehand­
lung nicht nur offensichtliche Diskriminie­
rungen aufgrund der Staatsangehörigkeit, 
sondern auch alle versteckten Formen der 
Diskriminierung, die durch die Anwendung 
anderer Unterscheidungsmerkmale tatsäch­
lich zu dem gleichen Ergebnis führen... 
[verbieten]". 

Herr Bachmann und die Kommission tragen 
vor, daß das im vorliegenden Fall zugrunde 
gelegte Merkmal der Zahlung der Beiträge 
in Belgien, das auf alle Arbeitnehmer unab­
hängig von ihrer Staatsangehörigkeit ange­
wendet wird, zu einer mittelbaren Diskrimi­
nierung aufgrund der Staatsangehörigkeit 
führt. Nach ihrer Auffassung birgt es ebenso 
wie das in der Rechtssache Biehl streitige 
Kriterium 

„die Gefahr, daß es sich besonders zum 
Nachteil der Steuerpflichtigen auswirkt, die 
Angehörige anderer Mitgliedstaaten sind" 
(Randnr. 14 des Urteils Biehl). 

Nach Ansicht der belgischen Regierung ist 
dies nicht der Fall, weil die belgischen Ar­
beitnehmer ebenso betroffen seien wie die 
Arbeitnehmer aus den anderen Mitgliedstaa­
ten. Erstens „[sind] die belgischen Arbeit­
nehmer, die früher ins Ausland abgewandert 

waren und sich bei ihrer Rückkehr nach 
Belgien dafür entscheiden, im Ausland wäh­
rend ihres Aufenthalts dort geschlossene 
Verträge beizubehalten, ... durch diese Be­
schränkung ebenso betroffen wie nach Bel­
gien zugewanderte Arbeitnehmer aus der 
EG, die sich dafür entscheiden, früher in ih­
rem Herkunftsland geschlossene Verträge 
beizubehalten" (vgl. Nr. II. 1.2 des Sitzungs­
berichts in der Rechtssache C-204/90). 
Zweitens gibt die belgische Regierung in ih­
rer Antwort auf das Aufforderungsschreiben 
an, und die Kommission scheint dies einzu­
räumen (vgl. Nr. 8 ihrer Klageschrift in der 
Rechtssache C-300/90), daß viele Grenz­
gänger belgischer Staatsangehörigkeit Bei­
träge zu Zusatzversicherungen zahlten, die 
von ausländischen Arbeitgebern aufgrund 
eines Gruppenversicherungsvertrags oder ei­
ner Versorgungsregelung zur Zahlung an 
eine Rentenkasse oder an eine Versiche­
rungsgesellschaft mit Sitz im Ausland einbe­
halten würden und die daher ebenfalls nicht 
von den in Belgien entrichteten Steuern ab­
gezogen werden könnten. 

Ich bin der Ansicht, daß selbst dann, wenn 
die Gesamtanzahl, absolut gesehen, der 
„früher ins Ausland abgewanderten belgi­
schen Arbeitnehmer" und der Grenzgänger 
belgischer Staatsangehörigkeit, die außer­
halb Belgiens Zusatzversicherungsverträge 
geschlossen haben, ungefähr gleich hoch 
wäre wie die Anzahl der in Belgien steuer­
pflichtigen Ausländer, die solche Verträge 
im Ausland geschlossen haben, es, bei relati­
ver Betrachtung, vor allem die Staatsange­
hörigen der anderen Mitgliedstaaten wären, 
die durch die beanstandete Voraussetzung 
benachteiligt würden. Denn gemessen an 
dem Teil der gesamten erwerbstätigen 
Bevölkerung Belgiens, der Zusatzversiche­
rungsverträge im Ausland geschlossen hat, 
stellen die belgischen Staatsangehörigen, ge­
messen an der gesamten erwerbstätigen Be­
völkerung überhaupt, sicher einen viel nied­
rigeren Prozentsatz dar. Umgekehrt dürften 
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die Staatsangehörigen der anderen Mit­
gliedstaaten, die solche Versicherungsver­
träge geschlossen haben, normalerweise ei­
nen Prozentsatz darstellen, der weit über 
dem Prozentsatz liegt, zu dem sie in der er­
werbstätigen Bevölkerung überhaupt vertre­
ten sind. 

5. Was die Beeinträchtigung der Arbeitneh­
mer belgischer Staatsangehörigkeit betrifft, 
so zögere ich jedoch, der Kommission zu 
folgen, wenn sie glaubt, sich auf das Urteil 
Stanton 1 stützen zu können, um geltend zu 
machen, daß „... die beanstandete Maß­
nahme ... sogar für belgische Arbeitnehmer 
gegen das Grundprinzip der Freizügigkeit 
[verstoße], da sie die freie Ausübung einer 
Berufstätigkeit durch einen Gemeinschafts­
angehörigen in einem beliebigen Mitglied­
staat behindere" (siehe Nr. 7 der Erklärun­
gen der Kommission in der Rechtssache 
C-204/90). Zwar hat der Gerichtshof in 
Randnummer 13 dieses Urteils festgestellt: 

„Die Gesamtheit der Vertragsbestimmungen 
über die Freizügigkeit soll somit den Ge­
meinschaftsbürgern die Ausübung jeder Art 
von Erwerbstätigkeit im gesamten Gebiet 
der Gemeinschaft erleichtern und steht einer 
nationalen Regelung entgegen, die sie dann 
benachteiligten könnte, wenn sie ihre Tätig­
keit über das Hoheitsgebiet eines einzigen 
Mitgliedstaats hinaus ausdehnen wollen." 

In diesem Urteil und in der Parallelsache 
Wolf u. a.2 ging es jedoch um eine belgische 
Regelung, die Gemeinschaftsangehörige ein­
schließlich der belgischen Staatsangehöri­
gen, die Erwerbstätigkeiten außerhalb des 

belgischen Hoheitsgebiets ausüben, benach­
teiligte (s. Randnr. 14 des Urteils); wenn es 
im vorliegenden Fall eine Regelung mit die­
ser Wirkung gegenüber belgischen Staatsan­
gehörigen geben sollte, könnte es sich dage­
gen nur um die Regelung anderer Mitglied­
staaten handeln, in denen sie sich niederlas­
sen wollen, und zwar eine Regelung, die ih­
nen ebenso wie die beanstandete belgische 
Regelung den Abzug der Versicherungsbei­
träge verweigert, weil diese nicht im fragli­
chen Mitgliedstaat gezahlt werden. Die ein­
zige beschränkende Wirkung, die die im 
vorliegenden Fall beanstandete belgische 
Regelung insbesondere für die „früher ins 
Ausland abgewanderten belgischen Arbeit­
nehmer" haben könnte, die im Ausland 
Versicherungsverträge geschlossen haben, 
besteht darin, sie von einer Rückkehr nach 
Belgien abzuhalten. Aber abgesehen von der 
Frage, ob eine solche „Beschränkung" der 
Freizügigkeit gemeinschaftsrechtlich rele­
vant sein kann, war diese sicher weder Ge­
genstand der Rechtssache Stanton noch der 
Rechtssache Wolf u. a., bei der der Sachver­
halt des Ausgangsverfahrens u. a. einen bel­
gischen Bürger (Herrn Dorchain) betraf, 
der in Deutschland berufstätig, aber gleich­
zeitig geschäftsführender Gesellschafter ei­
ner Gesellschaft mit Sitz in Belgien war. 

6. Ich möchte jetzt zu den anderen Argu­
menten kommen, die die belgische Regie­
rung gegen das Vorliegen einer mittelbaren 
Diskriminierung anführt (siehe Punkt II. 1.2. 
a und d des Sitzungsberichts in der Rechts­
sache C-204/90). Zunächst behauptet sie, 
die belgische Regelung werde „keinen Ge­
meinschaftsangehörigen, der in seinem Her­
kunftsstaat auch nicht zu dem fraglichen 
Steuerabzug berechtigt ist, davon abhalten, 
ein Stellenangebot in Belgien anzunehmen". 
Dies trifft sicher zu; um jedoch zu beurtei­
len, ob die belgischen Rechtsvorschriften 
eine mittelbare Diskriminierung bewirken, 
ist nicht zu berücksichtigen, ob die Arbeit­
nehmer ihre Beiträge nach den Rechtsvor-

1 — Urteil vom 7. Juli 1988 in der Rechtssache 143/87 (Stan­
ton, Slg. 1988, 3877). 

2 — Urteil vom 7. Juli 1988 in den Rechtssachen 154/87 und 
155/87 (Slg. 1988, 3897). 
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schriften eines anderen Landes abziehen 
konnten oder nicht. Außerdem kann man 
insoweit ebenso argumentieren, wie es der 
Gerichtshof in Randnummer 16 des Urteils 
Biehl (a. a. O.) getan hat, und feststellen: 

„Eine nationale Vorschrift der in Rede ste­
henden Art ist geeignet, den Gleichbehand­
lungsgrundsatz bei verschiedenen Fallgestal­
tungen zu verletzen ..." 

Um bei der Betrachtungsweise der belgi­
schen Regierung zu bleiben: Dies wäre si­
cher der Fall, wenn der ausländische Arbeit­
nehmer in dem Land, in dem er vorher be­
schäftigt war, zum Abzug seiner Versiche­
rungsbeiträge berechtigt wäre. 

7. Letztere Bemerkung gilt auch für das an­
dere Argument, das die belgische Regierung 
in diesem Zusammenhang vorträgt und wo­
nach „ein Gemeinschaftsangehöriger, der in 
seinem Herkunftsmitgliedstaat zum steuerli­
chen Abzug der fraglichen Beiträge berech­
tigt ist, ... diese Beiträge, nachdem er eine 
Stelle in Belgien angenommen hat, weiterhin 
abziehen [kann]": Dies träfe nämlich nur 
für diejenigen ausländischen Arbeitnehmer 
zu, die, nachdem sie eine Stelle in Belgien 
angenommen haben, in ihrem Herkunfts­
land weiterhin genügend hohe Einkünfte 
haben, um steuerpflichtig zu sein. 

8. Was das Argument angeht, wonach „das 
(belgische) Gesetz nicht vorschreibt], daß 
die Beiträge an eine belgische Gesellschaft 
gezahlt worden sein müssen", so kann es 
höchstens dartun, daß es nicht um eine 
Maßnahme geht, die den Zweck hat, Versi­
cherungsunternehmen mit Sitz in Belgien zu 
Lasten von Agenturen und Zweigniederlas­
sungen von Unternehmen mit Sitz in ande­
ren Mitgliedstaaten zu begünstigen (unmit­

telbare Diskriminierung zwischen Gesell­
schaften). Dieses Argument ist jedoch nicht 
geeignet, darzutun, daß die Kommission 
und Herr Bachmann mit ihrem Vorbringen 
Unrecht haben, daß die fehlende steuerliche 
Abzugsmöglichkeit der außerhalb Belgiens 
gezahlten Versicherungsprämien hauptsäch­
lich die in Belgien arbeitenden Angehörigen 
anderer Mitgliedstaaten benachteilige. 

9. Schließlich macht die belgische Regie­
rung geltend, daß ein Gemeinschaftsange­
höriger zwar die Versicherungsbeiträge 
nicht abziehen könne, wenn sie nicht in Bel­
gien gezahlt worden seien, daß er jedoch 
immer noch die Möglichkeit habe, was die 
freiwillige Kranken- und Invaliditätsversi­
cherung betrifft, die in seinem Herkunfts­
land geschlossenen Verträge zu beenden 
und in Belgien neu zu schließen. Außerdem 
werde bei Lebensversicherungen der Nicht-
abzug der Beiträge durch die Nichtbesteue-
rung des angesammelten Kapitals oder der 
gebildeten Rente ausgeglichen, so daß die 
fragliche Vorschrift weder mittelbar noch 
unmittelbar finanzielle Auswirkungen habe, 
die allgemein für die Staatsangehörigen an­
derer Mitgliedstaaten nachteiliger seien als 
für belgische Staatsangehörige. 

Zum ersten Gesichtspunkt kann zunächst 
festgestellt werden, daß der Umstand, daß 
bestehende Verträge gekündigt und neu ge­
schlossen werden müssen, damit Versiche­
rungsbeiträge in Belgien abzugsfähig sind, 
schon für sich allein beweist, daß sich ein 
Arbeitnehmer, der die Staatsangehörigkeit 
eines anderen Mitgliedstaats besitzt, in der 
Ausübung seines Rechts auf Freizügigkeit 
beeinträchtigt fühlen kann. Außerdem weist 
Herr Bachmann zu Recht darauf hin, daß 
der Abschluß eines neuen Vertrags mit einer 
in Belgien niedergelassenen Gesellschaft 
nicht frei von Unannehmlichkeiten und Un­
sicherheiten ist. Dies kann auch für die 
Kündigung eines bestehenden Vertrags gel­
ten. 
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Was den Ausgleich des Nichtabzugs von 
Beiträgen durch die Nichtbesteuerung des 

-angesammelten Kapitals betrifft, so weist die 
Kommission zu Recht darauf hin, daß dies 
nur von den Steuerpflichtigen in Anspruch 
genommen werden könne, die ihren steuer­
lichen Wohnsitz in Belgien beibehalten hät­
ten. Jedoch dürfte dies wieder vor allem bei 
belgischen Staatsangehörigen und weniger 
bei Staatsangehörigen anderer Mitgliedstaa­
ten der Fall sein. Während außerdem der 
Steuerpflichtige, der in Belgien Beiträge 
zahlt, die Wahl zwischen dem Abzug der 
Beiträge und der Nichtbesteuerung des an­
gesammelten Kapitals hat, trifft dies für den 
Steuerpflichtigen, der seine Beiträge an eine 
außerhalb Belgiens niedergelassene Gesell­
schaft zahlt, nicht zu, da die Abzugsfähig­
keit für ihn nicht gilt. 

10. Die belgische Regierung (sowie zusätz­
lich die deutsche Regierung, die in der 
Rechtssache C-204/90 Erklärungen abgege­
ben hat) sucht Argumente aus dem Fehlen 
einer Harmonisierung der einschlägigen 
steuerlichen Vorschriften herzuleiten. Ihr 
Vorbringen ist sicher richtig, daß „ein Ge­
meinschaftsangehöriger ... bei der Ausübung 
seines Rechts auf Freizügigkeit die Steuerre­
gelung, die in dem Mitgliedstaat besteht, in 
dem er eine Stelle annehmen will, berück­
sichtigen [wird]" und daß „die Steuerrege­
lung, der er unterworfen sein wird, ... einen 
Arbeitnehmer sogar leicht davon abhalten 
[kann], ein Stellenangebot aus einem ande­
ren Mitgliedstaat anzunehmen" (siehe Nr. 
IL B.1 der Klagebeantwortung Belgiens in 
der Rechtssache C-300/90). Jedoch betrifft 
dieses Argument in Wirklichkeit die Unter­
schiede, die zwischen dem Steuerrecht 
zweier oder mehrerer Mitgliedstaaten beste­
hen können, und es berücksichtigt nicht, 
daß es im vorliegenden Fall nur um die 
Rechtsvorschriften eines einzigen Mitglied­
staats geht. Also kann der Umstand, daß 
eine Person ihre Versicherungsbeiträge nicht 
abziehen konnte, solange sie in ihrem Her­
kunftsland arbeitete, es nicht rechtfertigen, 
daß Belgien ihr diesen Vorteil ebenfalls ver­
weigert, wenn es ihn gleichzeitig seinen ei­

genen Staatsangehörigen gewährt. Aus den 
gleichen Gründen ist auch das Vorbringen 
der deutschen Regierung nicht stichhaltig, 
wonach „der Verlust bestimmter Steuervor­
teile, die Staat A im Gegensatz zum 
Staat Β gewährt, ... bei einem Wechsel von 
Staat A nach Staat Β ... hingenommen wer­
den [muß]" (s. Nr. II. 1.4 des Sitzungsbe­
richts): Im vorliegenden Fall geht es nicht 
um den Verlust bestimmter Steuervorteile, 
die Staat A gewährt, sondern um die Dis­
kriminierung, die in Staat Β erfolgt. 

11. Der Vollständigkeit halber ist hinzuzu­
fügen, daß auch der Hinweis der belgischen 
Regierung auf das Gebiet der sozialen Si­
cherheit, auf dem der Gerichtshof Beein­
trächtigungen der Freizügigkeit, die sich aus 
Unterschieden in den einschlägigen nationa­
len Rechtsvorschriften ergäben, für mit dem 
EWG-Vertrag vereinbar erklärt habe, im 
vorliegenden Zusammenhang nicht stichhal­
tig ist. Denn die Beeinträchtigungen der 
Freizügigkeit, um die es im vorliegenden 
Fall geht, ergeben sich nicht aus Unterschie­
den in den Rechtsvorschriften der Mitglied­
staaten, und sie haben mit dem Gebiet der 
sozialen Sicherheit nichts zu tun. Außerdem 
würde, auch wenn es sich um eine Frage der 
sozialen Sicherheit handelte, das Fehlen ei­
ner Harmonisierung im Rahmen der Ge­
meinschaft auf diesem Gebiet die Mitglied­
staaten nicht von ihrer Verpflichtung ent­
binden, das Verbot der Diskriminierung 
aufgrund der Staatsangehörigkeit zu beach­
ten. Dies ergibt sich z. B. aus Randnummer 
10 des Urteils in der Rechtssache Stanton 
(a. a. O.), in dem der Gerichtshof zu Arti­
kel 52 EWG-Vertrag im Zusammenhang 
mit einer unmittelbar anwendbaren Vor­
schrift des Gemeinschaftsrechts festgestellt 
hat: 

„Die Mitgliedstaaten hatten daher diese 
Vorschrift selbst zu der Zeit zu beachten, 
als sie mangels einer gemeinschaftsrechtli­
chen Regelung... weiterhin zur Rechtset­
zung in diesem Bereich befugt waren." 
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12. Aus allen vorstehenden Erwägungen er­
gibt sich, daß die fragliche Bestimmung ins­
besondere die Angehörigen anderer Mit­
gliedstaaten benachteiligt. Sie muß daher als 
mit Artikel 48 Absatz 2 EWG-Vertrag un­
vereinbar betrachtet werden, es sei denn, es 
kann gezeigt werden, daß die „Diskriminie­
rung" objektiv gerechtfertigt ist. Ich werde 
dieses Problem nach Prüfung der Verein­
barkeit der Maßnahme mit Artikel 59 
EWG-Vertrag behandeln. 

Zum Verstoß gegen Artikel 59 

13. Es ist kaum zu bezweifeln, daß die im 
vorliegenden Fall beanstandeten belgischen 
Rechtsvorschriften auch eine Beschränkung 
des freien Dienstleistungsverkehrs innerhalb 
der Gemeinschaft im Sinne der Artikel 59 
und 60 EWG-Vertrag bedeuten. Nach stän­
diger Rechtsprechung des Gerichtshofes, 
zuletzt im Urteil vom 25. Juli 1991 in der 
Rechtssache C-353/89, Kommission/Nie­
derlande, gilt nämlich folgendes: 

„Diese Artikel verlangen nicht nur die Be­
seitigung sämtlicher Diskriminierungen des 
Leistungserbringers aufgrund seiner Staats­
angehörigkeit, sondern auch die Beseitigung 
aller Beschränkungen des freien Dienstlei­
stungsverkehrs, die damit zusammenhängen, 
daß der Leistungserbringer in einem ande­
ren Mitgliedstaat als dem, in dem die Lei­
stung erbracht wird, niedergelassen ist" 
(s. Randnr. 25 des Urteils vom 4. Dezember 
1986 in der Rechtssache 205/84, Kommis­
sion/Deutschland — Versicherungen —, 
Slg. 1986, 3755). 

Wie jedoch die deutsche Regierung ein­
räumt, „[beeinträchtigt] die Beschränkung 
des Anwendungsbereichs einer steuerlichen 
Vergünstigung auf Beiträge an bestimmte 
Versicherungsunternehmen ... den freien 

Dienstleistungsverkehr in bezug auf davon 
nicht erfaßte Versicherungsunternehmen" 
(s. Nr. 2 ihrer Erklärungen in der Rechtssa­
che C-204/90); letztere sind im vorliegen­
den Fall diejenigen mit Sitz in einem ande­
ren Mitgliedstaat als Belgien. Man kann 
noch hinzufügen, wie dies die Kommission 
getan hat, daß nach der Rechtsprechung des 
Gerichtshofes und insbesondere seinem Ur­
teil vom 13. Dezember 1989 in der Rechts­
sache C-49/89 (Corsica Fernes France, Slg. 
1989, 4441, Randnr. 9) auch „innerstaatli­
che fiskalische Maßnahmen, die die Aus­
übung dieser Freiheit durch den Wirt­
schaftsteilnehmer beeinträchtigen", den 
freien Dienstleistungsverkehr behindern 
können. Stellt man sich schließlich auf den 
Standpunkt der Empfänger und nicht der 
Erbringer der Dienstleistungen, so ist mit 
der Kommission festzustellen, daß die strei­
tige Maßnahme „nicht nur die Angehörigen 
anderer Mitgliedstaaten, sondern auch die 
des betroffenen Mitgliedstaats möglicher­
weise davor zurückschrecken läßt, eine Zu­
satzversicherung bei einem in einem anderen 
Mitgliedstaat niedergelassenen Versicherer 
abzuschließen" (s. insbesondere Nr. II.2.3 
des Sitzungsberichts in der Rechtssache 
C-204/90). 

14. Die belgische Regierung bestreitet je­
doch, daß überhaupt eine Beschränkung des 
freien Dienstleistungsverkehrs vorliege, und 
zwar hauptsächlich deshalb, weil diese Frei­
heit auf dem Gebiet der Versicherungen 
noch nicht verwirklicht sei. 

15. Insbesondere zu den Lebensversicherun­
gen macht die belgische Regierung geltend 
(s. Nr. IL C.1 und 2 ihrer Klagebeantwor­
tung in der Rechtssache C-300/90), daß die 
„Erste Richtlinie" des Rates vom 5. März 
1979 3 nicht den freien Dienstleistungsver-

3 — Erste Richtlinie 79/267/EWG des Rates vom 5. März 1979 
zur Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschrif-
ten über die Aufnahme und Ausübung der Direktversiche­
rung (Lebensversicherung) (ABl. L 63, S. 1). 
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kehr betreffe und daß der Rat erst nach 
der vollständigen Liberalisierung des Kapi­
talverkehrs, die durch die Richtlinie 
88/361/EWG des Rates vom 24. Juni 1988 4 

erfolgt sei, eine „Zweite Richtlinie" erlassen 
habe, die die Erleichterung der tatsächlichen 
Ausübung des freien Dienstleistungsverkehrs 
auf dem Gebiet der Lebensversicherungen 
zum Ziel habe 5. Sie verweist in diesem Zu­
sammenhang zum einen auf Artikel 61 Ab­
satz 2 EWG-Vertrag und hebt zum anderen 
hervor, daß sogar die „Zweite Richtlinie", 
die erst Ende 1992 in Kraft trete, die Lei­
stungen der Lebensversicherung nur in sehr 
bescheidenem Umfang liberalisiere. 

Was die Verweisung auf Artikel 61 Absatz 2 
EWG-Vertrag betrifft, wonach 

„die Liberalisierung der mit dem Kapitalver­
kehr verbundenen Dienstleistungen der Ban­
ken und Versicherungen im Einklang mit 
der schrittweisen Liberalisierung des Kapi­
talverkehrs durchgeführt [wird]", 

so hat der Gerichtshof in den Randnum­
mern 19 und 20 seines Urteils vom 4. De­
zember 1986 in der Rechtssache 205/84 
(a. a. O.) bereits festgestellt, daß 

„bereits die erste Richtlinie des Rates vom 
11. Mai 1960 zur Durchführung des Arti­
kels 67 des Vertrages (ABl. 1960, S. 921) 
vorsah, daß die Mitgliedstaaten die erfor­
derlichen Devisengenehmigungen für Trans­
ferzahlungen zur Erfüllung von Versiche­
rungsgeschäften erteilen, die den Kapital­

verkehr betreffen, soweit diese Versiche­
rungsgeschäfte nach den Artikeln 59 ff. des 
Vertrages über den freien Dienstleistungs­
verkehr gestattet sind", 

und daß 

„demnach die Vorschriften über den Kapi­
talverkehr den freien Abschluß von Versi­
cherungsverträgen in Form von Dienstlei­
stungen nach den Artikeln 59 und 60 nicht 
einschränken können". 

16. Was die Überlegung anbelangt, daß die 
Dienstleistungen auf dem Gebiet der Le­
bensversicherungen erst durch die „Zweite 
Richtlinie" liberalisiert worden seien und 
daß diese „Liberalisierung" jedenfalls nur 
eine sehr geringfügige Bedeutung habe, so 
sagt die Kommission zu Recht, daß sie nicht 
relevant sei. Denn wie sich aus Randnum­
mer 25 des Urteils des Gerichtshofes in der 
Rechtssache 205/84 (a. a. O.) ergibt, 

„sind die Artikel 59 und 60 EWG-Vertrag 
nach Ablauf der Übergangszeit unmittelbar 
anwendbar geworden, ohne daß ihre An­
wendbarkeit von der Harmonisierung oder 
Koordinierung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten abhängig ist". 

Dies wird durch die zweite Begründungser­
wägung der „Zweiten Richtlinie" bestätigt, 
in der es heißt: 

„Nach dem Vertrag ist seit dem Ende der 
Übergangszeit im Dienstleistungsverkehr 
eine unterschiedliche Behandlung je nach­
dem, ob das Unternehmen in dem Mitglied­
staat, in dem die Dienstleistung erbracht 
wird, niedergelassen ist oder nicht, unzuläs-
sig." 

4 — Richtlinie 88/361/EWG des Rates vom 24. Juni 1988 zur 
Durchführung von Artikel 67 des Vertrages (ABl. L 178, 
S. 5). 

5 — Zweite Richtlinie 90/619/EWG des Rates vom 8. Novem­
ber 1990 zur Koordinierung der Rechts- und Verwal­
tungsvorschriften für die Direktversicherung (Lebensversi­
cherung) und zur Erleichterung der tatsächlichen „Aus­
übung des freien Dienstleistungsverkehrs sowie zur Ände­
rung der Richtlinie 79/267/EWG (ABl. L 330, S. 50). 
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17. In demselben Urteil hat der Gerichtshol 
jedoch auch anerkannt, daß im Versiche­
rungssektor „... zwingende Gründe des All­
gemeininteresses [bestehen], die Beschrän­
kungen des freien Dienstleistungsverkehrs 
rechtfertigen können" (Randnr. 33). 

Wir haben also noch zu prüfen, ob die bel­
gische Vorschrift durch das „Allgemeinin­
teresse" gerechtfertigt werden kann, wie 
dies die deutsche Regierung und, hilfsweise, 
die belgische Regierung geltend machen. 

18. Die Antwort auf diese Frage ist nicht 
leicht. Denn als der Gerichtshof im Rahmen 
der Rechtssache 205/84 anerkannte, daß 
der freie Dienstleistungsverkehr ausnahms­
weise durch Regelungen beschränkt werden 
kann, die durch das Allgemeininteresse ge­
rechtfertigt sind, hatte er gewerbliche Rege­
lungen der Ausübung der fraglichen Tätig­
keit durch Erbringer von Dienstleistungen 
im Auge, die den Schutz der Versicherungs­
nehmer und der Versicherten betrafen und 
die für alle im Hoheitsgebiet des Bestim­
mungsstaats tätigen Personen oder Unter­
nehmen galten. Außerdem reicht der Nach­
weis, daß „im Hinblick auf die betreffende 
Tätigkeit" zwingende Gründe des Allge­
meininteresses bestehen, nicht aus, um die 
Anforderungen der Regelung des Bestim­
mungsstaats an die Dienstleistungserbringer 
als vereinbar mit den Artikeln 59 und 60 
EWG-Vertrag ansehen zu können, sondern 
es ist außerdem erforderlich, 

„daß das Allgemeininteresse nicht bereits 
durch die Vorschriften des Staates, in dem 
der Leistungserbringer niedergelassen ist, 
gewahrt ist und daß das gleiche Ergebnis 
nicht durch weniger einschneidende Rege­
lungen erreicht werden kann" (s. Urteil vom 
26. Februar 1991 in der Rechtssache 
C-198/89, Kommission/Griechenland, Slg. 
1991, I-727, Randnr. 19). 

Das im vorliegenden Fall von der belgischen 
Regierung geltend gemachte Allgemeinin­
teresse, nämlich die Prüfung der Bescheini­
gungen über die Zahlung der Versiche­
rungsbeiträge durch die Steuerbehörden, die 
bei Zahlungen im Ausland nicht durchge­
führt werden könne, hat jedoch sicher 
nichts mit dem Schutz der Versicherungs­
nehmer und der Versicherten zu tun. Au­
ßerdem betrifft die Prüfung, auch wenn sie 
formell die von den Versicherungsgesell­
schaften ausgestellten Bescheinigungen zum 
Gegenstand hat, nicht deren Tätigkeiten, 
sondern stellt in Wirklichkeit eine steuerli­
che Prüfung des Steuerpflichtigen dar, der 
die Beiträge abziehen will, d. h. des Arbeit­
nehmers. Sie ist daher keine Kontrolle der 
Einhaltung der gewerblichen Vorschriften 
des Bestimmungsstaates durch den Dienst­
leistungserbringer, die in der Rechtssache 
205/84 bestimmte Beschränkungen des 
freien Dienstleistungsverkehrs gerechtfertigt 
hatte. 

19. Die Frage, mit der wir konfrontiert 
sind, ist also letztlich die, ob eine Beschrän­
kung auf dem Gebiet des freien Dienstlei­
stungsverkehrs auch durch die Anforderun­
gen einer wirksamen Steuerprüfung gerecht­
fertigt werden kann und, falls ja, ob der all­
gemeine und völlige Ausschluß von Beiträ­
gen, die an im Ausland niedergelassene Lei­
stungserbringer gezahlt worden sind, von 
der Abzugsfähigkeit über das hinausgeht, 
was zur Wahrung des genannten Interesses 
objektiv erforderlich ist. 

20. Zunächst ist festzustellen, daß der Ge­
richtshof in seinem Urteil über „Steuergut­
haben" vom 28. Januar 1986 6 festgestellt 
hat, daß 

„nicht völlig auszuschließen ist, daß eine 
Unterscheidung je nach dem Sitz einer Ge­
sellschaft oder eine Unterscheidung je nach 

6 — Urteil vom 28. Januar 1986 in der Rechtssache 270/83 
(Kommission/Frankreich, Slg. 1986, 273, Randnr. 19). 
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dem Wohnsitz einer natürlichen Person un­
ter bestimmten Voraussetzungen auf einem 
Gebiet wie dem des Steuerrechts gerechtfer­
tigt sein kann". 

Daher kann — auch wenn das Urteil in der 
Rechtssache 205/84 nur Kontrollmaßnah­
men zum Gegenstand hat, die (von dem 
Mitgliedstaat, in dem die Dienstleistung er­
bracht wird) mit dem Ziel getroffen werden 
können, die Interessen der Versicherungs­
nehmer zu schützen — daraus nicht der 
Umkehrschluß gezogen werden, daß der 
Gerichtshof diesem Staat die Möglichkeit 
völlig nehmen wollte, auch die Gewährung 
von Steuererleichterungen von bestimmten 
Voraussetzungen oder Kontrollmaßnahmen 
abhängig zu machen. 

Außerdem hat der Gerichtshof sogar für 
den Warenverkehr im Urteil „Cassis de Di­
jon"7 ausgeführt: 

„Hemmnisse für den Binnenhandel der Ge­
meinschaft, die sich aus den Unterschieden 
der nationalen Regelungen über die Ver­
marktung dieser Erzeugnisse ergeben, müs­
sen hingenommen werden, soweit diese Be­
stimmungen notwendig sind, um zwingen­
den Erfordernissen gerecht zu werden, ins­
besondere den Erfordernissen einer wirksa­
men steuerlichen Kontrolle, des Schutzes der 
öffentlichen Gesundheit, der Lauterkeit des 
Handelsverkehrs und des Verbraucher­
schutzes." 

Zwar ergibt sich im vorliegenden Fall das 
Hemmnis für die Freizügigkeit und den 
freien Dienstleistungsverkehr innerhalb der 
Gemeinschaft nicht eigentlich aus einem 
Unterschied der nationalen Regelungen. Je-

7 — Urteil vom 20. Februar 1979 in der Rechtssache 120/78 
(REWE, Slg. 1979, 649, Randnr. 8). 

doch handelt es sich um die Art von Hemm­
nissen, die durch eine Koordinierung der 
Regelungen und eine Zusammenarbeit 
zwischen den Behörden beseitigt werden 
könnte. 

21. Zudem hat der Gerichtshof in Rand­
nummer 52 des Urteils „Versicherurigen" 
vom 4. Dezember 1986 (Rechtssache 
205/84, a. a. O.) einerseits festgestellt, daß 
das Erfordernis einer festen Niederlassung 
des Versicherungsunternehmens in dem 
Land, in dem es Dienstleistungen erbringen 
will, praktisch die Negation dieser Freiheit 
darstellt; andererseits hat er hinzugefügt: 

„Für die Zulässigkeit eines solchen Erfor­
dernisses muß daher nachgewiesen werden, 
daß es eine unerläßliche Voraussetzung für 
die Erreichung des verfolgten Zwecks ist." 

Der Gerichtshof hat also nicht völlig ausge­
schlossen, daß es Umstände geben könnte, 
unter denen das Erfordernis einer festen 
Niederlassung gerechtfertigt wäre; er hat je­
doch im Rahmen der Rechtssache 205/84 
den Nachweis dieser Notwendigkeit nicht 
als erbracht angesehen. Er hat im Gegenteil 
anerkannt, daß das Gemeinschaftsrecht im 
Versicherungssektor bei seinem damaligen 
Stand der Forderung des Bestimmungsstaats 
nicht entgegenstand, daß die Aktivwerte, die 
technischen Reserven für die in seinem Ho­
heitsgebiet ausgeübte Tätigkeit entsprechen, 
in seinem Hoheitsgebiet gelegen sind. 

22. Was die vorliegende Rechtssache anbe­
langt, so schlage ich Ihnen ebenfalls nicht 
vor, festzustellen, daß eine Niederlassung 
der Versicherungsgesellschaft in dem Land, 
in dem die Dienstleistungen erbracht wer­
den, für eine wirksame steuerliche Kontrolle 
unerläßlich ist. 
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Andererseits glaube ich jedoch nicht, daß 
von den zuständigen Behörden des Mit­
gliedstaats, in dem die Dienstleistung er­
bracht wird, verlangt werden kann, daß sie 
sich im Fall einer Zahlung in einen anderen 
Mitgliedstaat mit einer weniger strengen 
Steuerkontrolle begnügen als derjenigen, die 
sie durchführen würden, wenn der Vertrag 
mit einem im Inland niedergelassenen Un­
ternehmen geschlossen worden wäre. 

Ich schlage Ihnen vor, den Mittelweg einzu­
schlagen, der sich aus dem Standpunkt er­
gibt, den die Kommission während des 
schriftlichen Verfahrens im Rahmen der 
Vertragsverletzungsklage gegen Belgien 
(Rechtssache C-300/90) eingenommen hat 
(aber in der mündlichen Verhandlung, wie 
es scheint, fallengelassen hat). Auf Seite 4 
ihrer Erwiderung hat die Kommission näm­
lich eingeräumt, daß Belgien Artikel 9 Ab­
satz 2 des von ihr am 21. Dezember 1979 
dem Rat vorgelegten Vorschlags für eine 
Richtlinie zur Harmonisierung von Rege­
lungen im Bereich der Einkommensteuer im 
Hinblick auf die Freizügigkeit der Arbeit­
nehmer in der Gemeinschaft (ABl. 1980, 
C 21, S. 6) anwenden könnte. 

Dieser Artikel hat folgenden Wortlaut: 

„(1) Gewährt ein Mitgliedstaat für Zahlun­
gen, die eine natürliche Person an Versiche­
rungsunternehmen, Banken, Pensionsfonds, 
Bausparkassen oder irgendeinen anderen 
Empfänger leistet, eine Vergünstigung bei 
der in Artikel 2 aufgeführten Einkommen­
steuer, gleichgültig ob durch Abzug von der 
Steuerbemessungsgrundlage oder auf andere 
Weise, so darf er eine solche Steuervergün­
stigung nicht lediglich deshalb versagen, 
weil der Empfänger in einem anderen Mit­
gliedstaat gelegen, errichtet oder ansässig 
ist. 

(2) Der in Absatz 1 erstgenannte Mitglied­
staat kann die Anwendung des Absatzes 1 
davon abhängig machen, daß der Empfän­
ger einer ähnlichen steuerlichen Kontrolle 
und ähnlichen steuerlichen Verpflichtungen 
unterliegt wie der entsprechende in seinem 
Gebiet ansässige Empfänger." 

Entsprechend dem Geist dieser Vorschrift 
glaube ich, daß Belgien zum einen die Ge­
währung des Steuerabzugs von der Voraus­
setzung abhängig machen könnte, daß die 
Versicherungsgesellschaft die Zulassung zur 
Erbringung von Dienstleistungen in Belgien 
erhalten hat. Zum anderen könnte Belgien 
im Zulassungsbescheid verlangen, daß die 
Gesellschaft ihm regelmäßig, zusätzlich zu 
den Unterlagen, die der Gerichtshof in 
Randnummer 55 des Urteils in der Rechts­
sache 204/84 erwähnt hat, eine Aufstellung 
der Beiträge übermittelt, die in Belgien an­
sässige Personen an die Gesellschaft gezahlt 
haben, und daß diese Aufstellung ebenso 
wie die anderen Unterlagen von den Behör­
den des Staates, von dem aus die Dienstlei­
stungstätigkeit erfolgt, ordnungsgemäß be­
glaubigt sein muß. 

23. Ich füge jedoch hinzu, daß auf dem Ge­
biet der Kranken- und Invaliditätsversiche­
rungen nicht die Rede davon sein kann, zu 
verlangen, daß die Gesellschaften, denen die 
Zulassung gewährt wird, den Charakter von 
„Versicherungsvereinen auf Gegenseitig­
keit" haben müssen. Auch wenn diese Art 
der Tätigkeit in Belgien den „Versiche­
rungsvereinen auf Gegenseitigkeit" vorbe­
halten ist, so gilt dies doch nicht für die an­
deren Mitgliedstaaten. Gesellschaften, die 
diese Rechtsstellung nicht haben, dürfen 
nicht — mittelbar — vom freien Dienstlei­
stungsverkehr ausgeschlossen werden. 

24. Ein zusätzliches Argument für eine dif­
ferenzierte Lösung des Problems, das sich 
uns stellt, folgt aus dem Umstand, daß bei 
Lebensversicherungen (s. Artikel 32bis CIR) 
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der Nichtabzug der Beiträge und die Nicht-
besteuerung des mit diesen Beiträgen gebil­
deten Kapitals voneinander abhängig sind. 
Diese Abhängigkeit bedeutet nämlich, daß 
der belgische Staat den Abzug der Beiträge 
nur unter der Voraussetzung akzeptiert, daß 
er später beim normalen Ablauf des Ver­
trags oder beim Tod des Versicherten das 
gezahlte Kapital besteuern kann (s. Artikel 
93 Absatz 1 Nr. 2 Buchstabe f CIR). Er 
muß also in der Lage sein, sicherzustellen, 
daß eine Besteuerung des Kapitals stattfin­
det, wenn ein Abzug der Beiträge erfolgt ist. 

Wenn jedoch ein Versicherungsvertrag mit 
einer im Ausland niedergelassenen Versiche­
rungsgesellschaft geschlossen worden ist 
und folglich die Beiträge im Ausland gezahlt 
werden, kann er sich, um dies zu tun, in ei­
ner schwierigeren Situation befinden. Wird 
nämlich das angesammelte Kapital ebenfalls 
im Ausland gezahlt, was sicher der Fall ist, 
wenn der betreffende Arbeitnehmer Belgien 
verlassen hat und in das Land zurückge­
kehrt ist, in dem er seinen Versicherungs­
vertrag geschlossen hat, so ist es sehr frag­
lich, ob er in Belgien besteuert werden kann 
und ob der belgische Staat somit sicherstel­
len kann, daß der Abzug der Beiträge durch 
die Besteuerung des Kapitals „ausgegli­
chen" wird. Wenn es sich dagegen um eine 
in Belgien niedergelassene Versicherungsge­
sellschaft handelt, hätte der belgische Staat 
immer noch die Möglichkeit, unmittelbar 
bei ihr dafür zu sorgen, daß das Kapital be­
steuert wird, und zwar insbesondere durch 
das Verfahren der Einbehaltung der ge­
schuldeten Steuer an der Quelle. 

25. Die Regierungen Dänemarks und der 
Niederlande haben in der mündlichen Ver­
handlung erklärt, daß die Befreiung von 
Versicherungsbeiträgen von der Steuer in 
diesen Ländern untrennbar mit der Besteue­
rung des angesammelten Kapitals im Zeit­
punkt seiner Zahlung verbunden sei. Dieses 
System wird in diesen Ländern als Steuer­
aufschub betrachtet. Den Versicherungsge­

sellschaften obliegt es, die Steuer an der 
Quelle einzubehalten und an den Staat ab­
zuführen, dem gegenüber sie für die Abfüh­
rung verantwortlich sind. Es sind daher Be­
stimmungen erlassen worden, wonach diese 
Steuer auch dann entrichtet wird, wenn der 
Versicherungsnehmer im Zeitpunkt der 
Zahlung des Kapitals nicht mehr im Inland 
wohnt. 

26. Dem Argument der Kommission, wo­
nach sich aus dem Urteil des Gerichtshofes 
vom 28. Januar 1986 in der Rechtssache 
270/83 (Kommission/Frankreich, Slg. 1986, 
273, Randnr. 25) ergebe, daß die Gefahr 
der Steuerflucht nicht geltend gemacht wer­
den könne, um das Grundprinzip der Frei­
zügigkeit zu durchbrechen, kann nicht ge­
folgt werden. In der Rechtssache 270/83 
ging es nämlich um eine unmittelbare Dis­
kriminierung aufgrund des Ortes des Ge­
sellschaftssitzes, der, so der Gerichtshof, 
„ebenso wie die Staatsangehörigkeit bei na­
türlichen Personen, dazu dient, ihre Zuge­
hörigkeit zur Rechtsordnung eines Staates 
zu bestimmen" (Randnr. 18 des Urteils), 
während es im vorliegenden Fall um eine 
Regelung geht, die in gleicher Weise für In­
länder und Ausländer gilt und die, auch 
wenn sie tatsächlich vor allem die Ausländer 
benachteiligt, zulässig ist, wenn sie objektiv 
gerechtfertigt ist. 

Man könnte also stark versucht sein, zu fol­
gern, daß die belgischen Rechtsvorschriften 
durch die Notwendigkeit, die Steuerflucht 
zu verhindern, objektiv gerechtfertigt sind. 

27. Umgekehrt hat sich in der mündlichen 
Verhandlung auch gezeigt, daß in den 
Niederlanden, wo vergleichbare Rechtsvor­
schriften bestehen, eine Person in der Lage 
von Herrn Bachmann die Möglichkeit hätte, 
ihre Versicherungsbeiträge bei der Einkom­
menbesteuerung abzuziehen. Außerdem hat 
der Vertreter der belgischen Regierung er­
klärt, daß sein Land mit Frankreich, Lu­
xemburg und den Niederlanden Abkommen 

I -272 



BACHMANN 

geschlossen habe, wonach der Abzug der 
Beiträge bei Gruppenversicherungsverträ­
gen, die mit einem in einem dieser Länder 
niedergelassenen Unternehmen geschlossen 
worden seien, möglich sei. Diese Unterneh­
men hätten sich insbesondere verpflichtet, 
die belgischen Steuerbehörden über das an 
die betreffenden Personen gezahlte Kapital 
zu informieren. 

Dies zeigt, daß es möglich ¡st, die Gefahren 
der Steuerflucht durch die Einführung ge­
eigneter administrativer Maßnahmen zu be­
seitigen. 

Es dürfte auch nicht unmöglich sein, eine 
Lösung für diejenigen Länder zu finden, die 
den Versicherungsunternehmen auferlegen, 
die Steuer auf das gezahlte Kapital an der 
Quelle einzubehalten. So könnte einem Ein­
wohner Dänemarks, der einen Versiche­
rungsvertrag mit einem deutschen Unter­
nehmen schließen wollte, der steuerliche 
Abzug der Beiträge in Dänemark verweigert 
werden, wenn er nicht in der Lage wäre, 
eine Verpflichtungserklärung der Versiche­
rungsgesellschaft beizubringen, wonach die 
nach den dänischen Rechtsvorschriften fälli­
gen Steuern im Zeitpunkt der Zahlung des 
Kapitals an die dänischen Steuerbehörden 
zu zahlen sind. 

28. Unter diesen Umständen komme ich zu 
dem Ergebnis, daß eine Vorschrift wie Arti­
kel 54 des belgischen Code des impôts sur le 
revenu, wonach der Abzug von Beiträgen, 
die an Versicherungsgesellschaften gezahlt 
werden, die keine Niederlassung in Belgien 
haben, völlig ausgeschlossen ist, über das 
hinausgeht, was objektiv erforderlich ist, um 
das verfolgte Ziel zu erreichen. Sie ist daher 
mit Artikel 59 EWG-Vertrag unvereinbar. 

29. Da sie nicht objektiv gerechtfertigt wer­
den kann, stellt sie auch eine mit Artikel 48 
unvereinbare Beschränkung der Freizügig­
keit der Arbeitnehmer dar. 

Zum Verstoß gegen die Artikel 67 und 106 
EWG-Vertrag 

30. Artikel 67 Absatz 1 EWG-Vertrag be­
stimmt: 

„Soweit es für das Funktionieren des Ge­
meinsamen Marktes notwendig ist, beseiti­
gen die Mitgliedstaaten untereinander wäh­
rend der Übergangszeit schrittweise alle Be­
schränkungen des Kapitalverkehrs in bezug 
auf Berechtigte, die in den Mitgliedstaaten 
ansässig sind, und heben alle Diskriminie­
rungen aufgrund der Staatsangehörigkeit 
oder des Wohnorts der Parteien oder des 
Anlageorts auf." 

Im Rahmen ihrer Klage gegen Belgien 
(Rechtssache C-300/90) hat die Kommis­
sion keinen Verstoß gegen diese Vorschrift 
geltend gemacht. Im Rahmen des Vorabent­
scheidungsersuchens (Rechtssache C-204/90) 
hat sie jedoch geltend gemacht, daß eine 
Vorschrift wie Artikel 54 CIR eine Diskri­
minierung „aufgrund des Anlageorts" sei. 

Herr Bachmann hat jedoch nicht angege­
ben, bei der Überweisung der Beträge zur 
Zahlung seiner Versicherungsbeiträge auch 
nur die geringsten Schwierigkeiten gehabt 
zu haben, und die Kommission hat nicht er­
wähnt, daß Schwierigkeiten dieser Art bei 
anderen Personen aufgetreten wären. 

31. Die Argumentation von Herrn Bach­
mann und der Kommission läuft also in 
Wirklichkeit auf die Behauptung hinaus, 
daß mehr Personen Zusatzversicherungsver-
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träge mit in anderen Mitgliedstaaten nieder­
gelassenen Gesellschaften schließen würden 
und daß der Kapitalfluß aus Belgien in die 
anderen Mitgliedstaaten höher als zum ge­
genwärtigen Zeitpunkt wäre, wenn es die 
belgische Vorschrift über die Nichtabzugs-
fähigkeit der Versicherungsbeiträge nicht 
gäbe. 

Mich überzeugt dieses Argument nicht, da 
der Zusammenhang, den es zwischen der 
beanstandeten Bestimmung und dem Kapi­
talverkehr (der völlig frei ist) herstellt, zu 
lose und zu indirekt ist. So pflegt der Ge­
richtshof, wenn er feststellt, daß eine Maß­
nahme gleicher Wirkung wie eine mengen­
mäßige Beschränkung vorliegt, nicht auch 
einen Verstoß gegen Artikel 67 festzustel­
len. Und doch verhindert eine solche Maß­
nahme, indem sie einige Einfuhren nicht zu­
stande kommen läßt, auch, daß Kapital­
transfers stattfinden, die der Bezahlung der 
Ware, die nicht eingeführt werden kann, 
entsprechen. Folglich schlage ich Ihnen vor, 
nicht festzustellen, daß eine Bestimmung 
wie die im Ausgangsverfahren fragliche mit 
Artikel 67 EWG-Vertrag unvereinbar ist. 

32. Was Artikel 106 EWG-Vertrag angeht, 
so teile ich die Zweifel der Kommission, 
wenn sie meint, daß die Verweisung auf 
diese Bestimmung im vorliegenden Fall 
nicht relevant ist. Artikel 106 Absatz 1 ver­
pflichtet nämlich die Mitgliedstaaten, die 
Zahlungen, die sich u. a. auf den Dienstlei­
stungsverkehr beziehen, „in der Währung 
des Mitgliedstaats, in dem der Gläubiger 
oder der Begünstigte ansässig ist", zu ge­
nehmigen. Die belgischen Rechtsvorschrif­
ten untersagen jedoch nicht nur die Zahlung 
von Versicherungsbeiträgen an eine Gesell­
schaft in einem anderen Mitgliedstaat, son­
dern sie verhindern es auch nicht, daß diese 
Zahlung in der Währung des Mitgliedstaats 
erfolgt, in dem die Versicherungsgesell­
schaft niedergelassen ist. 

Ergebnis 

33. In Anbetracht aller angestellten Erwä­
gungen schlage ich Ihnen vor, in der 
Rechtssache C-204/90 für Recht zu erken­
nen: 

Die Artikel 48 und 59 EWG-Vertrag sind 
dahin auszulegen, daß sie steuerrechtlichen 
Vorschriften eines Mitgliedstaats entgegen­
stehen, die vorsehen, daß die Beiträge zu 
Kranken- und Invaliditäts- oder Alters- und 
Todesfallversicherungen nur dann von den 
steuerpflichtigen Einkünften eines Arbeit­
nehmers abgezogen werden können, wenn 
sie an ein Versicherungsunternehmen ge­
zahlt werden, das im Hoheitsgebiet dieses 
Mitgliedstaats niedergelassen ist. 

34. Aus dieser Antwort ergibt sich, daß die 
Vertragsverletzungsklage der Kommission 
begründet ist und daß folglich in der 
Rechtssache C-300/90 festzustellen ist: 

Das Königreich Belgien hat dadurch gegen 
seine Verpflichtungen aus den Artikeln 48 
und 59 EWG-Vertrag und aus Artikel 7 Ab­
satz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 1612/68 
des Rates vom 15. Oktober 1968 verstoßen, 
daß es die Abzugsfähigkeit von Beiträgen 
zur Zusatzversicherung für den Fall des Al­
ters oder des vorzeitigen Todes von den 
steuerpflichtigen Einkünften von der Vor­
aussetzung abhängig gemacht hat, daß diese 
Beiträge an in Belgien niedergelassene Un­
ternehmen oder an belgische Niederlassun­
gen ausländischer Unternehmen gezahlt 
werden. 

35. Bleibt die Frage, welche Schlußfolge­
rungen die belgische Cour de cassation aus 
den vorstehenden Erörterungen für die Ent­
scheidung des Rechtsstreits zwischen Herrn 
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Bachmann und dem belgischen Staat zu zie­
hen hat. Einerseits bin ich nämlich zu dem 
Ergebnis gelangt, daß die belgischen 
Rechtsvorschriften, so wie sie sind, eine Be­
schränkung enthalten, die außer Verhältnis 
zu dem mit ihnen angestrebten Ziel steht; 
andererseits habe ich eingeräumt, daß Bel­
gien berechtigt ist, die Abzugsfähigkeit der 
Versicherungsbeiträge vom Erhalt bestimm­
ter Zusagen seitens der in anderen Mitglied­
staaten niedergelassenen Unternehmen ab­
hängig zu machen, über die Belgien in dem 
Zeitraum, für den Herr Bachmann den Ab­
zug seiner Versicherungsbeiträge von der 
Gesamtheit seiner belgischen Erwerbsein­
künfte verlangt, nicht verfügte. 

Worauf es meiner Meinung nach ankommt, 
ist jedoch, daß die Vorschriften des nationa­

len Rechts, die den Abzug der Versiche­
rungsbeiträge vom Gesamtbetrag der zu 
versteuernden Einkünfte verhindern, mit 
dem EWG-Vertrag unvereinbar sind. Die 
Cour de cassation dürfte diese Vorschriften 
daher nicht anwenden. 

36. Zu den Kosten in der Rechtssache 
C-204/90 ist festzustellen, daß die Auslagen 
der deutschen, der dänischen und der nie­
derländischen Regierung sowie der Kom­
mission der Europäischen Gemeinschaften, 
die Erklärungen vor dem Gerichtshof abge­
geben haben, nicht erstattungsfähig sind 
und daß das Verfahren für die Parteien des 
Ausgangsverfahrens ein Zwischenstreit in 
dem bei dem vorlegenden Gericht anhängi­
gen Rechtsstreit ist; die Kostenentscheidung 
ist daher Sache dieses Gerichts. 

In der Rechtssache C-300/90 schlage ich Ihnen vor, den Parteien ihre eigenen 
Kosten aufzuerlegen, da nach meiner Ansicht keine von ihnen völlig recht oder 
völlig unrecht hat. 
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